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I. BEGRIFF DER FREIHEIT: 

Wörtlich bedeutet Freiheit Selbstbestimmung des Menschen, und überall Freiheit 
von fremder Anordnung and fremden Zwang1 • 

Die Rechtsfreiheit besteht darin, dass niemand dem anderen befehlen kann, wenn er 
nicht zustimmt. 
Demnach bedeutet Freiheit, dass der Mensch ohne Zwang selbst darüber entscheidet, 
was er tu n oder unterlassen wile. 
Begriff der Freiheit umfasst gleichermassen die menschlichen Faehigkeiten, eigenen 
Willen zu entwickeln, wie die Abwesenheit des aeusseren Zwanges3

• Jedoch darf 
Freiheit nicht als Willkür verstanden werden. ıst sie auch nicht mit einem Zwang 
verein bar, der den Willen und die Einsicht des einzelnen ausschaltet, so ist die Frei­
heit doch an Grenzen und Regeln gebunden. Man darf seine Freiheit nicht auf Kos­
ten der Freiheit der anderen Menschen missbrauchen. Zwar setzt das Gewissen die 
Freiheit des Menschen voraus, das Vemiögen und sein Verhalten selbst zu bestim- . 
men, aber in mannigfacher Hinsicht ist Freiheit als selbsttaetiğe Bestimmung gesoll· 
ter Verhaltenspotentialitaeten beschraenkt. Der Mensch steht in einer Fülle von 
natürlichen und sozial-kulturellen Zusammenhaengen, die er nicht abschütteln kann. 
Alle Freiheit findet ihre Grenzen an der Freiheit des lll)deren. Daher muss das posi· 
tive Recht die Grundrechte notwendig beschraenken; das Naturrecht laesst sich 
nicht unmodifiziert in die Wirklichkeit transponieren. Aus den naturrechtlichen 
Menschenrechten werden darnit positive subjektive Rechte4

• · 

Freiheit ist ein unverzichtbares Gut. Die Güter, die dem Menschen zukommen, sind 
materieller und geistiger Natur (= Leib, Leben und Ehre), Freiheit der Bewegung 

* Yard.Doç.Dr.; Uludağ Vniversitesi Iktisadi ve Idari Bilimler Fakültesi. 
1 Helmut Coing, Grundzüge der Rechtsphilosophie, 2. Aufl. Berlin 1969, S. 220. 
2 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, Herausgegeben von Franz Neu· 

mann, 3. Aufl. Baden·Baden 1974, s. 172; Vgl. O. Aldıkaçtı, Anayasa Huku· 
ku, s. 180; T.Z. Tunaya, Siyasi Müesseseler ve Anayasa Hukuku, s. 279·281. 

3 W alter Krumholz, Taschenlexion der Politik, M ünehen 1960, s. 56; ferner vgl. 
M.N. öktem, özgürlük Sorunu ve Hukuk, s. 12 f., 15 ff. 

4 Vgl. O. Aldıkaçtı, aaO. , s. 181 ; S. Tüzel, aaO., s. 150;Helmut Coing, Grund· 
züge d.er Rechtsphilosophie,_aaO., s. 223. 
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und Freihheit des Glaubens (Gewissensfreiheit- und der Meinungsbildung-Freiheit 
der Meinungsaeusserung . , Ei gentum und Freiheit der Lebensgestaltung · zu der ge-

. . hören die freie Berufswahl und die Freizügigkeit-)5
• · 

ll. GESCHICHTLICHE ENTWICKLUNG UND BEDEUTUNG 
DER FREIHEITSRECHTE: 

Nach hisher und allgemein anerkannter Auffassung sind Freiheitsrechte der. In· 
begrlff jener Rechtssaetze, die vornehmlicb in einer Verfassung niedergelegt und 
verbürgt, die Freiheitsspbaere eines jeden Staatsbürgers gegenüber der Staatsgewalt . 
und ihren übergriffen schützen oder ihm die Befugnis geben sollen, zur Durchset­
zung seiner Rechte die staatlichen Behörden in Anspruch zu nehmen6

• 

Die verfassungsmaessige Sicherung der staatsbürgerlichen Freiheiten haengt weit­
gehend von dem Problem "Freiheit und Staatlichkeit" und von der verfassungs­
maessigen Festlegung einer das ganze Staatsleben durchdringen~en politischen und . 
wirtschaftlichen Grundanschauung. 
Die geschichtliche Entwicklung und Bedeutung der Grundrechte bietet ein wertvol­
les Materiel ftir die Verbürgung der staatsbürgerlichen Freiheiten bei der Schaffung 
der künftigen Verfassung • 

. Die Idee, die Freiheiten des Staatsbürgers in einer Verfassung zu sichem, ist. religiö­
sen Ursprungs und hat ihr Vorbild in USA. 
Das Grundrecht der Glaubens-u: Gewissensfreiheit entwickelte sich zu zahlreichen 
spezialisierteiı Freiheitsrechten des Staatsbürgers von den Gründungen der Pilgrim­
vaeter über die Kolonialcharten der englischen Könige bis zum Kampf der englisc­
hen Kolonien und ihre Unabhaengigkeit. 
Die Verfassung Virginias von 1776, die staatsb'ürgerliche Freiheits~chte verbindlich 
festgelegt hat, ist die erste der Welt. 
Die erste Festlegung. von Grundrechten durch das gesetzgebende Organ eines 
europaeischen Staates ist die Erklaerung der Mens'chen-u. Bürgerrechte durch die 
französische Konstituante von 17897

• Sie lebt in der Geschichte als eines der bedeu· 
tensten Ereignisse ·der französischen Revolution fort. Die in der französischen 
Nationalversammlung von 1789 herrschetıden Auffassungen sind durch die Lehren 
des Naturrechts von den ursprünglich angeborenen Rechten der Menschen auf . 
Freiheit und Gleichheit tiefgreifend.beeinflusst worden. 
Die französische Erklaerung stellt vier vorstaatliche Rechte des Menschen und Bür­
gers auf: Freiheit, Eigentum, Sicherbeit und aktiven Wirlerstand gegen Bedrückung8 • 

5 VgL M.N. öktem, aaO., s. 287 ff; S .• Tüzel, Anayasa Hukuku, s. 150. Helmut 
Coing, GrunQzüge der Rechtsphilosophie, aaO., s. 219. 

6 Helmut Schelsky, Karl Frank, Freiheitsbegriff und Pflichtgedenke, Schrif· 
_tenreihe der überparteilichen Demokratisehen Arbeitsgemeinschaft, Karlsru­
he 1946, Heft 2., s. 102; O. Aldıkaçtı, aaO ., s. 152, 174 f . ; öktem, aaO., s. 
291 ff. ' 

7 Karl Frank, Freiheitsbegriffs und Pflichgedanke, aaO., s. 95. 
8 Karl Frank, Freiheitsbegriffs und Pflichgedanke, aaO., s. 108. 
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Die Freiheitsrechte sind unveraeusserliche, angeborene, geheiligte Rechte des Indivi­
duums. Sie sind notwendig als Schutz der Minderbeit gegenüber dem neuzeitlichen 
politischen Absolutismus. · 
Seit der Aufklaerung der Grundrechte vom 18. Jahrhundert hatte sich die politische 
Bewegung des Bürgertums vor allem gegen die Einengungen der persönlichen Frei­
heit durcheinen uneingeschraenkten hemchenden Staat (Absolutism.us) gewendet. 
Das Bürgertum forderte, dass sich der Staat nicht in das wirtschaftliche Geschehen 
einmischen sollte. Es forderte weiterhin die Freiheit der Presse, des Glaubens, der 
Wissenschaft, der Kunst und der Vereinigung zu o'rganisationen (Koalitionsfreiheit). 
In vielen Staaten erlangte das Bürgertum vor allem im 18. und 19. Jh. diese 
Freiheitsrechte durch Revolutionen oder andere politische Auseinandersetzungen. 
Die Freiheitsrechte begründete man mit der Auffassung, dass jeder einzelne Mensch 
von Natur aus frei sei (Naturrecht). Ihm dürfte niemand dieses Menschenrecht neh­
men. 
Die J<'reiheitsrechte sind für das Bestehen der Demokratie unentbehrlich. Sie können 
sich aber fıir alle Glieder der Gesellschaft nur dann i.S. freier Selbstbestimmung 
auswirken, wenn als weiteres Grundrecht die Gleichheit geachtet wird9

• 

Durch die Aufteilung der Gewalt auf die drei staatlichen Funktionen und Organe 
der Gesetzgebung, der Regierung und der Rechtsprechung sollen Freiheit i.S. der 
Rechtsstaatlichkeit und Kontrone der Macht ermöglicht werden. Darnit wird poli­
tische Freiheit erst dann garantiert, weil es eine gewisse Verteilung der Macht aÜf 
verschiedene gesellschaftliche Machtfaktoren wie gesetzgebende Gewalt, vollziehen­
de Gewalt und richterliche Gewalt ermöglicht, dass der eine Machttraeger durch den 
anderen in Schranken gehalten wird: "Macht haelt die Macht in Schranken" (Mon­
tesquieu)1 °. 
Die Freiheitsrechte als Grundrechte der Menschen sind in zahlreichen Dokumenten 
enthalten. Es wurde angefangen von der Menschenrechtserklaerung von Virginia (im 
Jahre 1776) über die Erklaerung der Menschen-u. Bürgerrechte (im Jahre 1789),bis 
zur "Allgemeinen Erklaerung der Menschenrechte" der Vereinten Nationen 1948, 
und der Konvention des Europarates zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten (vom 4.11.1950)11 . · 

III. DIE ERSCHEINUNGSFORMEN DER FRElliEITSRECHTE: 

Im Grundgesetz verwirklicht sich das Grundrecht der Freiheit in drei Erscheinungs­
formen: in der freien Entfaltung der Persönlichkeit, im Recht auf Le ben und körper-
liche Unversehrtheit und in der Freiheit der Person 1 2

• • 

1. Freie Entfaltung der Persönlichkeit : 

Gemeint scheint mit ihr die Freiheit des Handelns zu sein. Hiemach waere das 
Recht jedes Me.~schen gewaehrleistet, sein Handeln so einzurichten, wie er es kraft 

9 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 172. 
10 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 197 f. 
ll Walter Krumholz, Taschenlexikon der Politik, aaO., s. 56 f. 
12 V gl. O. Aldıkaçtı, aa O., s. 183, 190; E. Stein, aa O., s. 224 ff. 
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seiner eigenen Entscheidung fılr richtig haelt. So erklaert sich auch die unmittelbar 
beigesetzte Einschraenkung, ''Soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht 
gegen die verfassungsmaessige Ordnung oder das Sittengesetz verstösst13

• 

2. Recht auf Leben und Körpeeliche Unversehrtheit: 

Die zweite Erscheinungsform ·des Freiheitsrechts betrifft das au s der Freiheit 
entspringende Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Demnach ist dem 
Staat die" Entscheidung über das Leben·in jeder Form, auch über das ungeborene Le· 
ben-entzogen. Jedoch steht das E,echt unter dem Gesetzesvorbehalt. Nach diesem 
Vorbehalt könnte der Staat auf Grund eines Gesetzes in das Leben eingreifen oder 
die Entziehung des Lebens zulassen oder anordnen (zB. Verhaengung der Todesstra· 
fe durch Gerichtsurtei1) 1 4 • · · 

3. Freiheit der Person:. 

Sie betrifft einmal das Freisein von körperliı:hem Zwang, insbesondere durch Haft 
oder sontigen Freiheitsentzug, dann aber auch das Freisein von Furcht und Not. 
Im allgemeinen kann die Freiheit erst dann gesichert sein, wenn die soziale Ge· 
rechtigkeit verwirklicht ist1 5

• 

IV. DIE FREIHEITEN DES INNENLEBE~S UND 
SEINER KUNDGABE: 

Aus dem Recht der religiösen Glaubens·u. Gewissensfreiheit entwickelt sich so die 
Anschauung spezilasierter unveraeusserlicher Rechte des Individuums. Neben die 
Forderung der religiösen Freiheit tritt die der Pressefreiheit, Redefreiheit, Vereins· 
u. Versammlungsfreiheit u.s.w; 

I. G/aubensfr.eiheit: Sie ist das Recht des Menschen, an irgendwelche.religiösen Le h· 
ren zu glauben oder auch nicht zu glauben. Also versÇeht man darunter die innere 
üt;>erzeugungen des Menschen von Gott und dem jenseits; sie können positiver 
oder negativer Natur sein. Sie gehört zu jenen Menschenrechten, die die Grundlage 
flir freiheitliche und demokratische Gesellschaften bilden. Im GG ist sie in den 
Grundrechten verankert (Art. 4 GG; Art. 24 TGG)1 6

• 

2. Gewissensfreiheit: Sie ist das Recht des Menschen, sein Handeln im Rabmen der 
flir aile geltenden Verfassungs·u. Rechtsordnung an seinem Gewissen zu orientieren. 
Als Gewissen kann man die überzeugung oder .das· Bewusstsein des Menschen 
bezeichnen, Recht und Unrecht zu erkennen. Sie gehört zu jenen Grundrechten 

13 Theodor Maunz, Deutsches Staatsrecht, 18. Aufl. Müncheh 1971. 15 III 1, s. 
11'6; E. Stein, Staatsrecht, s. 191 f, 224·230. · ' 

14 Theodor Maunz, Deutsches Staatsrecht, 18. Aufl . München 1971, 15 lll ~.s. 
118; E. Stein, Staatsrecht, s. 183, 189. 

15 Theodor Maunz, Deutsches Staatsrecht, 18. Aufl. München 1971, 15 III 3, s. 
119; Aldıkaçta, aaO., s. 184 f.; Stein, aaO., s. 206 f. 

16 V gL Tüzel, aaO. , s. 154, 311; Aldıkaçtı,aaO, s. 192 f.; E. Stein, aaO, s. 214 f; 
Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 203. 
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(Art. 4 GG; Art. 24 TGG), die dım Bestandeiner freiheitlichen Demokratie sichern. 
Freie politische Entscheidungen sind nur dann möglich, wenn nach sachlicher 
Prüfung letzlich das Gewissen den Ausschlag1 7 gibt. 

3. Meinungs{reiheit (bzw. Meinungsaeusserungs{reiheit) :: Sie ist nach dem GG (Art. 
5; Art.25 ve 26 TGG ). das Recht, seine Meninung in W ort, schriftlich und Bild frei zu 
aeussern und sich aus allgemein zugaenglichen Ouellen ungehindert zu informieren 
(lnformationsfreiheit). Darunter sind nicht die blosse Wiedergabe von Tatsachen 
zu verstehen, sondem Stellungnahmen, Wertungen, Beurteilungen. Meinungen kön­
nen freilich au ch in der Eil)kleidung von tatsaechlichen Mitteilungen oder Tatsachen­
berichten verbreitet werden. Darunter fallen auch rein persönliche überzeugungen 
ohne Bedeutung1 8 • 

Als Grundrecht ist die Meinungsfreiheit sowohl ein Abwehrrecht gegenüber staatlic­
her Reglementierüng (Zensur) als auch ein politisches Mitwirkungsrecht. 
Ohne die Freiheit der Meinungsaeusserung, insbesondere in Presse und Fernsehen, 
ist ein freier und offener politischer Prozess nicht möglich. Vor allem müssen 
Minderbeiten und die Opposition die Möglichkeit haberi, Alternativen und Kritik 
zu hemchenden politischen Meinungen zu publizieren1 9

• 

4. Willensfreiheit: Die Menschenwürde ist unmittelbar mit der Tatsache menschlic­
her Existenz, die nur als würdige Existenz gedacht werden kann, verbunden. Würde 
hat nur, wer über sich selbst bestimmen kann. Die Faehigkeit des Menschen zwisc­
hen den sich bietenden Möglichkeiten des Handelns zu waehlen und zu entscheiden, 
kann als Willensfreiheit bezeichnet werden. Also kennzeichnet der Beğriff der Wil­
lensfreiheit die Faehigkeit des Menschen, über sein bevorstehendes Verhalten Ent­
scheidungen zu treffen, zu prüfen und zu waehlen, und se in Verhalden endsprechend 
der jeweiligen Entscheidung einzurichten. Ohne Willensfreiheit in diesem Sinne 
erscheint menschiche Würde nicht denk bar. Würde haben heisst frei wollen können2 0 • 

Planungs-, insbesondere Verwaltungsgesetze formen zwar auch, wie Nonnengesetze, 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen flir Handlungen, ferner Eingriffe der öffentlic· 
hen Gewalt in die Rechtssphaere des Staatsbürgers sowie fıir dessen Mitwirken im 
verwaltungsmaessig geordneten Zusammenleben der Menschen2 1

• Aber die Willens­
freiheit eines Menschen darf mitbin durch einen anderen w eder ausgeschaltet noch 
vermindert werden; Gewaltmittel, wie Folterungen, oder psychische oder chemische 
Mittel, wie Hypnose oder sog. Wahrheitsdrogen, um eine Aussage in einem Gerichts­
verfahren herbeizufıiliren, sin d daher unzulaessig (siehe ·au ch § 136 a S tP O; Art. 
135 TStPO; Art. 17 Abs. 3 TGG)2 2

• 

17 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 202; vgl. E. Stein, aaO., 
s. 218·223; Tüzel aaO, s. 154, 311 ; ferner vgl. O. Aldıkaçb, aao.; s. 192 ff. 

18 Theodor Maunz, Deutsches Staatsrecht, aaO., 15 IV 3, s. 120; Vgl. Stein, 
aaO., s. 125 ff., 285-287; Tüzel aaO, s. 312; Aldıkaçtı, s. 190. 

19 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO, s. 314. Vgl. Aldıkaçtı, aaO., 
s. 191, 198 ff;Stein , aaO., s. 126 f. 

20 G. Küchenhoff, Recbtsbesinnung, Göttingen, 1973, s. 186 Vgl. Tüzel, aaO. s. 
311 ; Aldıkaçtı, aaO ., s. 190 f. 

21 G. Küchenhoff, Rechtsbesinnung, Göttingen·, 1973, s. 218. 
22 G. Küchenhoff, Rechtsbesinnung, Göttingen, 1973, s. 285. 
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5. Vereinigungs{reiheit: Zu den Freiheiten der individuellen Lebensgestaltung und 
Lebensaeusserung tritt die soziale Freiheit des Zussaınmenschlusses mit anderen in 
iliren beiden Auspraegungen der Versammlungs-u. Vereinigungsfreiheit. Sie ist der 
Ausdruck daiili, dass das menschliche Leben nicht isoliert, sondem in Gemein· 
scbaften verlaeuft2 3 • -

Vereinigungsfreiheit ist die Grundlage für eine frei soziale Gruppenbildung. Diese 
ist Voraussetzung für eine freie Meinungs-u. Willensbildung der Bürger und fı.ir eine 
freiheitliche Demok:ratie. Das Grundrecht der Vereinigungsfreiheit ermöglicht eine 
Verfomıung des politischen WilJens einer Gesellschaft24 • Nach Art. 9 I GG haben 
aile Deutschen das Recht, Vereine, Verbaende und Gesellschaften zu gründen (Vgl. 
Art. 33 TGG). 

6. Koalitions{reiheit: Sie ist das Recht, sich zur Wahrung der Arbeits-u. Wirtschafts· 
bedingungen zu Vereinigungen zusammenzuschliessen. ZB. Gewerkschaften, Bun-
desvereinigung deutscher Arbeitgebenerbaende2 5 • • 

Koalitionsfreiheit ist ein sondertall des allgemeinen Grundrechts der Vereinigungs. 
freiheit (Art. 9 GG; Art. 33 TGG). Sie besagt positiv formuliert: Niemand darf ge­
hindert werden, Koalitionen beizutreten. Negativ formuliert: Niemand darf gezwun· 
gen werden solchen Vereinigungen beizutreten2 6 • 

Aus der Koalitionsfreiheit in der Formulierung des GG laesst sich das Recht ab­
leiten, zur Wahrung der Inte~!ı Arbeitskaempfe (also Streik und Aussperrung) 
zuführen. Sie kann aber durch die Notstandsgesetze eingeschraenkt werden. ZB. 
durch Beschraekung der Freizügigkeit und durch eine Zivildienstpflichtl 7 • 

7. Die Freizügigkeit: Darunter versteht man die Freiheit, sich im Staatsgebiet frei 
zu bewegen und in dieses einzureisen, an jedem Ort des Staatsgebietes Aufenthalt 
und Wohnsitz zu nehmen und dort die gleiche wirtschaftliche Betaetigung vorzuneh· 
men wie die bereits ansaessigen Personen28

• Aber dieses Grundrecht ist bereits im 
GG selbst in mehrfacher Richtung (zB. wegen Vermeidung von Fürsorgeaufwendun· 
gen, Schutz .der Jugend vor Verwahrlosung, Bekaempfung von Seuchengefahr, von 
Naturkatastrophen und besonders schweren Unglücksfaellen, Vorbeugung gegen 
strafbare Handlungen usw.)29 eingeschraenkt (Art. ll GG; Art. 23 TGG). 

B. Wissenschafts{reiheit: Sie umfasst die verfassungsrechtliche Gewaehrleistung der 
Freiheit von Wissenschaft, Forschung, Lehre und Kunst30

• Das Grundgesetz er· 
kennt damit den notwendigen Zusammenhang an, der zwischen diesen besteht (Art. 

23 Vgl. Tüzel, aaO, s. 313, Stein, aaO, 151 ff. , 287 ; Aldıkaçtı, aaO.s. 200 ; Hel· 
mut Coing, Grundzüge der Rechtsphilosophie, aaO., s. 222. 

24 V gl. E. Stein, aaO.; s. 154; Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aa O., 
s . 471. 

25 Vgl. Söllner, Arbeitsrecht, s. 21,53 ff.;Stein aaO, s. 185·190;0. Tuna, Koalis· 
yon Hak ve Hürriyeti, Türk İş, 1983, s. 23·24. 

26 V gl. Söllner, Arbeitsrecht, s. 21, 53 ff.; Aldıkaçtı, s. 200, 220 ; Stein, s. 185 f. 
27 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 258. · 
28 V gl. BVerfGE 2, 266 ; Tüzel, s. 311; Stein, S. 207 f. ; Aldıkaçtı, S. 187 .f. 
29 Vgl. BVerwGE 6, 173. 
30 V gl. Stein, S. 198 ff. ; Tüzel S. 311; Aldikaçtı, aa O, s. 191 f. 
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5, Abs. 3 GG; Art. 27 TGG). Demnach hat jeder Wissenschaftler zunaechst ein Ab· 
wehrrecht, das jede wissenschaftliche Betaetigung gegen staatliche Eingriffe schützt. 
Es steht jedem zu, der wissenschaftlich taetig ist oder taetig werden wilıJ 1• 

9. Das Recht auf Arbeit, Erziehurıg und die Freiheit Von Not: 
Mederne Grundrechtskataloge haben diesen klassischen Grundrechten eine Reihe 
weiterer hinzugefıigt: zB. das Recht auf Arbeit, das Recht auf Eıziehung, die Frei· 
beit von Not. Diese Rechte gründen sich auf den Gedanken der Solidaritaet und 
iustita distributiva. Sie sind Gnındansprüche des Menschen auf positive Förderung 
durch die Gemeinschaft. Die Möglichkeit ibrer Erfıillung haengt aber naturgemaess 
von der Lesitungsfaehigkeit und der Organisation der Wirtschaft der betreffenden 
Gemeinschaft (Art. 7, 12 GG; Art. 65 i.V.m. Art. 42, 48 und 49 TGG)32

• 

V. BEGRIFF DER GEWALT: 

Umgangs-und Rechtssprache fassen zwei grosse Bedeutungsgruppen unter den einen 
Begriff "Gewalt": 
Gewalt als "Gewalttaetigkeit" (lat. vis, violentia) und Gewalt als ''Macht, Herrschafts· 
befugnis" (lat. potestas, imperiu~)3 3 • 

Als Herrscbaftsmacht bezeichnet sie die Befugnis, zu herrschen ("Die Staatsgewalt 
geht vom Volk aus") (Art. 20 Abs. 2 GG; Art. 6 Abs. 1 TGG)34

• 

Vielmehr nennt man "Gewalten" in der Hauptsache sowohl die verschiedenen Ar­
ten von Gnındformen der Staatstaetigkeit als auch die verschiedenen unmittelbaren 
Staatsorgane und Staatsorgangruppen, weiterhin sogar die verschiedenen Bereiche 
der Staatstaetigkeit (zB. Polizeigewalt, Wehıı:ewalt) . ZB. bedeuten richterliche Ge­
walt oder gesetzgebende Gewalt einmal soviel wie Rechtsprechung oder Gesetzge­
bung im materiellen Sinne, dann soviel wie Taetigkeit der Gerlehte oder der Parla­
mente, bezeichnen also funktionelle Gnındformen der Staatstaetigkeit, sind schliess-
lich die Bezeichnungen jener Staatsorgane 'selbstl 5 

• ~ 
Als Herrschaftsmacht ist Gewalt dann die Behauptung des eigenen Zweckes mittels 
prinzipieller Negierung und tatsaechlicher Unterdrückung des Fremden; sie kann 
einerseits (vor allem als Tatbestandsmerkmal im Strafrecht) definiert werden als 
tatsaechliche Entfaltung von Kraft~zur Überwindung eines Widerstandes, sei es als 
rein körperUche Gewalt (vis absoluta), sei es als willensbeeinflussende Gewalt (vis 
compulsiva), die sich von der Drohung dadurch unterscheidet, dass diese erst auf 
die Zukunft zielt, jene schon in der Gegenwart stattfındet; andererseits kann sie als 
Staatsgewalt (politische Gewalt, Macht, Herrschaft) monopolis~ert und stabilisiert 

31. V gl. BVerfGE 36, S. 79 ff.; Stein, S. 198 f; vgl. au ch Art. 64 TGG. 
32 Vgl. Söllner, S. 86, 209; Tüzel, S. 317; C. Tuncay, S. 153-156; Aldıkaçtı , S. 

220, H. Coing, aaO, S. 222. 
33 Vgl. Handlexikon zur Rechtswissenschaft, S. 146. 
34 Vgl. Wörterbuch der Soziologie, S. 183; Tunaya, S.150 f;Aldıkaçtı, aaO., S. 

167 f. 
35 G. und E. Kücbenhoff, Allgemeine Staatslehre, 7. Aufl., Stuttgart, Berlin, 

Köln, Mainz 1971,1. 166. 
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seln und ist dann im Regelfall überhaupt nur potenziell vorhanden, kann sich frei­
lich jederzeit in realer Gewaltausübung durchsetzen3 6

• 

Als Anwendung von Zwang kann Gewalt rechtmaessig (Durchsetzung der Rechts­
macht) oder unrechtmaessig (verbotene Eigenmacht) sein und ist faktisch an· Nor­
men ge bu nden und dadurch nicht unbeschraenktl 7 • 

Gewalt ist für Struktur und Funktion der traditionellen Herrschaftsinstitutionen 
wie Kirche und Staat typisch. Die Ruhe und Ordnung im lnnem der politischen 
Gemeinwesen wurde fast immer auch durch mehr oder weniger intensive und exten­
sive Anwendung roher Gewalt seitens der privilegierten ~lassen gegenüber den unter­
privilegierten Massen gesichert. In der Polis wie in der Kommune, im Staat wie in 
der Kirche, in der Grundherrscbaft und im lmperium, im Reich und Weltblock-kurz 
gesagt- in alien grosseren politiscben Einbeiten wurde die Gewaltsamkeit als Herr­
schaftsmittel Gebrauch gemacht und stets angewandt. Ging man doch gelegentlich 
so weit zu ~rklaeren, der Krieg sei der Vater aller Dinge. . 
Die Methoden der Gewalt werden in unvorstellbarem Masse perfektioniert, entmen­
scht und verdinglicht. Doch, die modeme Gewaltsamkeit wirdin einem arbeits­
teiligen Prozess von Angehörigen riesiger Apparate in technischer Perfektion prak­
tiziert, die, sei es als Befehlshaber, sei es sogar als Ausfıibrende, nicht mehr unmittel-

. bar affektiv oder impulsiv mit ihren Opfem oder Feinden verbunden' sind. Auschwitz 
und Workuta, Hiroshima und Nagasaki symbolisieren die satanische Entfremdung 
der Gewalt im technisch-humanitaeren Zeitalter. 
Die Maechte rüsten in immer grösserem Umfang. Im Innem der Gemeinwesen wird 
die Gewaltanwendung immer mehr zum Monopol des Staates3 8

• 

1. Gewalt und Rechtsordnung: 

Die Gewalt ist wohl immer das Prius. Um ihren :Ursprung sin d wir nie verlegen, weil 
sie durch die Ungleichheit der menscblichen Anlagen von selbst entsteht (Jacob 
Burckhardt). "Wo Gewalt recht bat, hat das Recht keine Gewalt", " Gewalt geht 
vor Recht"3 9

• 

Das 'Recht als Friedensordnung lst von der ldee her notwendig,unvertraeglicb mit 
jeder Fonn ungeregelter violenter Gewalt. 
Unvollkommenheit zeigt sich in der aile Rechtsgebiete durchziehenden Spannung 
zwischen fonnetler Rechtssicherbeit und materieller Gerecbtigkeit. ''Das Leben des 
Rechts ist ein Kampf-ein Kampf der Völker, der Staatsmacht, der Klassen und Indi­
viduen" (Rudolf von lhering). Bei diesem ~ampf setzt sich. eine überwiegende 
Gewalt durch und stabilisiert sich als "Herrschaft", "Macht", "Politische Gewalt". 
Im Kommunistischen• Manifest wurde sie als "organisierte Gewalt einer Kalsse zur 
Unterdrückung einer anderen" definert40 . 

36 Handlexikon zur Rechtswissenschaft, aaO., s. 146. 
37 Wörterbuch der Soziologie, aaO., s. 183. 
38 Wörterbuch der Soziologie, Herausgegeben von Wilhelm Bernsdotf, 2. Autl. 

Stuttgart 1969, s. 369 f; özçelik, aaO., S. 125, 152, 175. 
39 Vgl. Handlexikon zur Recbtswissenschaft, aaO., s. 146. 
40 V gl. T.Z. Tunaya, aaO, s. 580 f .; Handlexikon zur Rechtswissenschaft, s. 146 ; 

ö zçelik, s. 148 f.; Akad, aa O., s. 32 ff.; Aldı kaçtı, aa O., s. 168. 
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Das GG spricht von "öffentlicher Gewalt" (Art.19 Abs. 4; Art 19 Abs. 8 TGG) und 
von "Staatsgewalt" (Art. 20 Abs. 2 GG; Art. 6 Abs. 1 TGG). 
In der politischen Gewalt fliessen Gewalt i.S. tatsaechlicher gewaltsamer Durchset­
zun~ und Gewalt als im Regelfall nur noch potentielle, durch die Herrschaftsordnung 

Jegitiniierte und legalisierte 'Macht ineinander: politische Gewalt monopolisiert fak­
tiche Gewalt, sie ist zugleich nach einer Formel des römischen Rechts (vis ac potes­
tas). Aus ihr wird die Amtsgewalt staatlicher Organe und Funktionaere (imperium) 
abgeleitet. Dann setzt sich Gewalt in Verwaltung um. Die aus dieser Gewaltkonzent­
ration einer "Summa Potestas" entstehenden Bedrohungen flir die Freiheit des In· 
dividuurns suchen Modelle einer Gewaltenteilung (gesetzgebende G., vollziehende 
G. und richterliche G.) zu bannen; diese ist als Kompetenzabgrenzung im grösseren 
Rabmen fortschreitender Verrechtlichung der Staatsgewalt zu sehen, die den Weg 
von der absoluten Monarchie zum bürgerlichen Rechtsstaat kennzeichnet4 1

• 

2. Gewalt und Gegengewalt - Rechtsordnung und Revolution: 

Wenn die Konflikte der Gesellschaft so stark werden, dass sie mit den in der Recht­
sordnung niedergelegten Konfliktsregeln, in dem von der Rechtsordnung vorgesehe­
nen Verfahren nicht mehr ausgetragen werden können, dann muss der von Ibering 
so genannte "Kampf ums Recht" notwemllg die Systemgrenzen der Rechtsordnung 
sprengen; die Konsequenz ist ein Aufleben violenter Gewalt b is zu e iner neuen Sta­
bilisierung in einer anderen Rechtsordnung. 
Demnach ist Gegengewalt der Unterdrückten eine Antwort auf die G. der Herrschen­
den, nach der auch die Befreiungsbewegungender Dritten Welt zum Kampf gegen 
besu;hende Herrschaftsordnungen antreten42

• 

Nach der bürgerlichen Philosophie waere die G. ein Rest der Barbarei und berufen 
unter dem Einfluss des Fortschritts der Einsicht zu verschwinden. Die Gesetzbücher 
treffen so viele Vorkehrungen gegen die G., und unsere Erziehung ist dermassen in 
der Absicht geleitet, unserer Tendenzen zur Gewaltsamkeit abzuschwaechen 
(Georges Sorel). 
Jedenfalls zeigt die geschichtlichen Erfahrungen, dass die Rechtfertigung von 
Gewalt immer wieder zu inhumaner Scheinheiligkeit (Kommentar eines amerikanise­
hen Generals zur Bombardierung einer vietnamesischen· Stadt: "Wir mussten die 
Stadt vemichten, um sie zu retten"), zu dumpfem Faschismus ğe~et (Mussolini im 
Jahre 1922 in udine: "Gewalt an sich ist nicht unmoralisch, sie ist manchmal auch 
moralisch")43

• 

Eine typische Erscheinungsform von der Gegengewalt ist Widerstand, der in die 
modemen demokratische,n Verfassungen übemommen und als letztes Vertejdigungs­
mittel des Volkes gegen die Staatsgewalt zugelassen wurde. Wirlerstand ist ver· 

41 Vgl. Aldıkaçtı, aaO., s. 169; Stein, aaO, s. 23 f., 28; özçelik, Esas TeşkilaJ; 
Hukuku dersleri, aaO, s. 152 f. Handlexikon zur Rechtswissenschaft, aaO., s. 
146. 

4 2 Handlexikon zur Rechtswissenschaft, aa O., s. 14 7. 
43 Handlexikon zur Rechtswissenschaft, aaO., s. 148. 
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schiedene Formen kaempferischer oder passiver Handlungen einzelner oder _Grup­
pen gegen Regierende, die in verfassungswidriger Weise Herrschaftsrechte missbrauc­
hen oder gegen politisch-gesellschaftliche Verhaeltnisse, die bestimmten Minder­
heiten oder auch der Mehrheit der Bevölkerung die Verwirklichung von Selbstbes­
timmung und von Menschenrechten unmöglich machen44

• 

Die Arten des Widerstandes: 

a) Der pasııive Widerstand versucht die Aenderung unertraeglicher Verhaeltnisse mit­
tels gewaltfreier Aktionen durchzusetzen (zB. Demonstrationen, ziviler Ungefiorsam, 
politischer Sterik). 
b) Der aktive Widerstand geht dagegen von der Voraussetzung aus, dass unrecht­
maessige Herrschaft, die sich allein durch Gewaltanwendung halten kann, nur mit 
revolutionaeı-er Gegengewalt zu brechen ist (zB. Aufstands-u. Befreiungsbewegun· 
gen). 
Die meisten von Philosophen, Theolagen und Juristen bejahen ein natürliches und 
sittHehes Recht auf Widerstand. 
Die BRD und Republik der Türkei haben das Recht auf Wirlerstand als ein natür­
liches Recht des Volkes anerkannt und als letztes Verteidigungsmittel in ihre 
Verfassungen übemommen (Art. 20 Abs. 4 GG), (in Praeambel: "aktiver Widerstand" 
und in Art. 28 Abs. 1: " passiver Widerstand = Demonstrationen" des al ten TGG)4 5 • 

Aber das Recht zum Widerstand ist nur dann verfassungsmaessig und gerechtfertigt 
wenn andere Abhilfe ni c ht möglich ist (Art. 20 Abs. 4 GG)4 6 • 

3. Gewalt und öffentliche Ordnung: 

Dem Staat steht fıir ein bestimmtes Gebiet (Staatsgebiet) und für eine bestimmte 
Bevölkerung (Staatsvolk) die oberste Gewalt zu. Der Staat besitzt das Monopol, 
die Befolgung der Gesetze mit Zwang durchzusetzen (zB. Geldbussen, Gefaengnis­
strafen, Hinrichtung usw.). Die Staatsgewalt bedarf der Legitimation, dem Rechtfer­
tigungsgrund. 
Der geschilderten Monopolisierung der G. beiın Staat und seinen Organen entsprec­
hen strikte Verbote und kasuistische Strafdrohungen flir private, unkanalisierte 
Gewalttaetigkeit. · 
In der deutschen Rechtsgeschichte sind sie als Landfrieden (constitutiones pacis) 
bekannt4 7

• 

Im Tatbestand des Landfriedensbruchs ( § 125 StGB; Art. 161 und 311 TStGB) 
lebt dieser Begriff noch fort. Gewalttaetigkeiten gegen Personen oder Sachen sind 
strafbar. Zur Gewaehrleistung einer Friedensordnung ist Staatsgewalt unvermeidlich, 
obwohl die Monopolisierung von G. als politischer Gewalt im demokratisehen Staat 

44 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aa O., s. 512; ferner vgl. Aldıkaçtı 
aaO., s. 181. 

45 Vgl. Hierzu Art. 34 TGG vom 18.10.1982. 
46 V gl. Handlexikon zur Rechtswissenschaft, s. 149. 
47 Vgl. Mitteis, Deutsche Rechtsgeschichte, s. 253, 257, 269 f; Söllner, s. 68 ff. 
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besonders schwierig ist, weil es der ldee e iner Minimisierung von Herrschaft zuwider-
laufend ist. · 
Gegen direkte Gewalttaetigkeit ist der politische Streik (einschL des Generalstreiks) 
abzugrenzen, der zwar ein Machtrnittel der ArbN von der ldee der passiven Arbeits­
verweigerung ("Alle Raeder stehen stiU, wenn dekı starker Ann es will") aber gera­
de kein Gewaltınittel ist; doch können die Grenzen fliessend sein ("aktiver Streik") ; 
Stillegung von Betriebsanlagen;Kampf gegen Streikbrecher411 • 

4. Staatliche Strafgewalt und Gewaltdelikte im Strafrecht: 

Als Institu~n gebört die Strafe zu den gewachsenen, nicht planmaessig geschaffe­
nen Einrichtungen; sie existiert, seit es und überall wo es eine festere staatliche Or­
ıanisation gibt4 9

• 

Eine uıspriingliche Wurzel der Strafe ist der Wunsch nach Vergeltung, nach 'Rache. 
Eine andere liegt in dem Gedanken der Entsühnung des Gemeinwesens, das durch 
ungesühnte Verbrechen befleckt, in selnem Zusammenhang mit der Göttheit gestört 
ist. Femer ist die Stıafe die Sanktion der Anordungen der Staatsgewalt; sie dient 
der Durchsetzung des staatlichen Willens und der Abschreckung der Rechtsbrecher. 
lm Strafrecht ist endlich der Gedanke der. gerechten Sühne, der retributiven Ge­
rechtigkeit (wer Böse tut, soll Böses erleiden). 
Um dem lnstitut der staatlichen Strafgewalt eine klare Rechtfertigung zu geben, 
sind zwei grundsaetsliche Auffassungen hervorgetreten. Die eine sieht in der staatİic­
hen Strafe eine sittliche lnstitution, die unmittelbar aus der Recht!sidee (olgt. Sie 
fordert die Strafe als gerecbte Sühne der bösen Tat. Diese ·Auffassung haben insbe­
sonders Kant und Hegel veıtreten5 0 • Die andere Auffassung sieht in der Strafe eine 
Massnahme staatlicher Zweckmaessigkeit zum Schutz der Rechtsordnung oder der 
Gesellschaft. Dahi n gehört in neuer Zeit zB. die Theorie der spg. Generalpraevention, 
·die Feuerbach vertreten hat 5 1 

• 

Aber es ist festzustellen, dass die vom Stıyıt gehandhabte Strafgerichtsbarkeit nicht 
aus sittlichen Grundsaetzen abzuleiten ist, da die blosse Verletzung der sittlichen 
Werte im modemen Sin ne keine Strafe fordert5 2

• Also hat die Strafe ihre Wurzel 
in der Existenz und der Aufgabe des Staates selbst als einer Organisation zum 
Schutze der Geselischaft5 3

• Demnach muss die Strafjustiz in erster Linie am Zweck­
gedanken .der Sicberung der Gesellschaft orientiert sein; daher können neben die 
abschreckende Strafe im eigentlichen Sinne Sicherungsmassnahmen tret.en. Alle 
Massnahmen empfangen ihre Begrenzung aus dem Rechtsgedanken. 
Diese Begrenzung liegt in folgenden Grundsaetzen: 
a) Keine echte Strafe ohne Versebulden in dem Sinne, dass die Tat dem Taeter als 

seine Handlung zugerechnet werden kann, 

48 Handlexikon zur Re'chtswiisenschaft, aaO., s. 149; Söllner, s. 68 ff . 
. 49 Helmut Coing, Grundzüge der Rechtsphilosophie, aaO., s. 242. . 
50 Hegel, Grundlinien der Pbilosophie der Rechts-Ausgabe Giockner, 4. Aufl. 

1964, s. 142. . 
51 Helmut Coing, Grundzüge der Rechtsphilosophie, aaO., s. 242. 
52 Hobbouse, Morals in Evolution (Reprint) 1956, s. 129. 
53 Helmut Coing, Grundzüge der Rechtsphilosophie, aaO., s. 244. 
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b) Keine Bestraftıng ohne rechtliches Verfahren und 
c) Keine Strafe ausser Verhaeltnis zur Grösse der sittlichen Schuld und erstrebtem 

Zwecke (Grundsatz der Verhaeltnismaessigkeit)54 • 

Ausser den Strafnormen zum Schutz der öffentlichen und der Staatsge\\'_alt enthaelt 
das StGB zahlreiche Tatbestaende, mit denen Gewalttaetigkeiten pönalisiert werden: 
bei TötUngsdelikten ( § § 211 ff. StGB; Art.. 448 ff. TStGB), Körperverletzungen 
( § § 223 ff. StGB; Art. 456 ff. TStGB) und Sachbeschaedigungen ( § § 303 ff. StGB 
Art. 516 ff. TStGB) ist Gewaltanwendung selbstverstaendliche Tatbestandsvoraus­
setzung. Ausdriicklich erwaehnt ist Gewaltanwendung vor allem bei den Verbrechen 
und Vergehen wider die persönliche Freiheit. In den Strafvorschriften der § § 234, 
234 a, 235, 237 StGB (Art. 179, 182, 429-431,435 f. TStGB) gegen Menschenraub 
und Entfıihrung sind jeweils formelhaft "List, Drohung oder Gewalt" zusammenge­
fasst; die Nötigung ( § 240 StGB; Art. 188 und 496 TStGB) kann ebenfalls entwe­
der durch Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen übel geschehen. 
Die gleiche Formel kehrt bei Raub und Erpressung, eine ae.hnliche beider Notzucht 
(Vergewaltigung) wieder ( § § 249 ff, 253 ff, 177 f. StGB; Art. 495 f., 498, 416 f. 
TStGB). 
Drohung und Gewalt spielen auch strafrechtliche Schuldausschliessungsgründe eine 
wichtige Rolle: "Eine strafbare Handlung ist dann nicht vorhanden, wenn der Tae­
ter dureh unwiderstehliche Gewalt oder durch eine Drohung, welche mit einer 
gegenwaertigen Gefahr für Leib oder Leben seiner selbst oder eines Angehörigen 
verbunden war, zu der Handlung genötigt worden ist ( § 52 StGB = Nötigungsstand; 
vgl. Art. 49 Nr. 3 TStGB)5 5

, 

S. Gewalt im Zivilrecht: 

Sachen-und Familienrecht kennen ausser dem Begriff i.S. physischer Kraftentfal­
tung auch einen zuordnenden und Rechtssphaeren abgrenzenden Gewaltbegriff. 
So ist Besitz definiert als "tatsaechliche Gewalt über die Sache" ( § 854 BGB; 
Art. 887 :ı'ZGB); minderjaehrige Kinder stehen unter der elterlichen Gewalt 
( § 1626 BGB; Art. 262 TZGB). W er den Besitzer im Besitze stört, begeht "verbo­
tene Eigenmacht" ( § 858 BGB; Art. 895 TZGB und Art. 308 TStGB), gegen die 
der Besitzer sich mit Gewalt webren darf (Besitzwehr, § 859 Abs. ı BGB; Art. 
894 Abs. 1. TZGB); derBesitzer darf dem auf frischer Tat betroffenen oder verfolg­
ten Taeter die entzogene Sache mit Gewalt wieder abnehmen ("Besitzkehr", § 859 
Abs. 2 BGB; Art. 894 Abs. 2 TZGB). 

' Diese exzeptionelle Billigung individueller Gewalt als Verteidigungsmittel findet 
ihre Parallele in den allgemeinen Vorschriften über Notwehr ( § 227 BGB = § 53 
Abs. 2 StGB; Art. 52 Abs. ı TOGR =Art. 49 Ziff. 2 TStGB: "die jenige Ver~idi­

gung, welche erforderlich ist, um einen gegenwaertigen rechtswidrigen Angriff von 
sich oder einem anderen abzunehmen"), Notstand ( § 228 BGB; § 54 StGB; Art. 

54 V gl. Richard Metzner, Das Verbot der Unverhaeltnismaessigkeit , s. 8 ff.; 
ferner vgl. Helmu t Coing, Grundzüge der Rechtsphilosophie, s. 246. 

55- V gl. Handlexikon zur Rechtswissenschaft, aa O ., s . 150. 
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52 Abs. 2 TOGR; Art. 49 Nr. 3 TStGB: Beschaedigung oder Zerstörung einer frem­
den Sache zut Abwendung einer durch sie drohenden Gefahr) und Selbsthilfe ( § 
229 BGB; Art. 52 Abs. 3 TOGR: Recht zu auch gewaltsamer Selbsthilte, wenn ob­
rigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu ertangen ist und ohne sofortiges Elngreifen die 
Gefahr besteht, dass die Verwirklichung des Anspruchs ver.eitelt oder wesentlich 
erschwert weriie ). · 

6. Kirchengewalt: 

Heute wird die Trehnung von StaaU.ınd Kirche von vornheıein ausgeschlossen, dass 
die Kirchengewalt eine vom Staat abgeleitete Gewalt sein kann. V or allem muss 
aber die Kirchengewalt als etwas ganz anderes denn die Staatsgewalt anjesehen wer­
den, jedenfalls wenn man den Staat im weltlichen und die Kirche im geistlichen Be­
reich beheimatet sein laesst. Da es in beideR Bere_ichen um ganz versc!ıiedene Arten 
der Zielsetzung geht, müssen aucb die in Betracht koromenden Mittel ihrer Art und 
Wirksamkeit nach ganz verschiedene sein56 • 

Zwecks Trennung von Staatsgewalt und Religionsgewalt wurde in der Türkei die Re­
gel über -den Laizismus gesetzt, darnit die religiösen Bestimmungen keine Grundlage 
flir die soziale, wirtscbaftliche, politische und juristische Ordnung des Staates bilden 
dürfen (Art. 2 TGG)5 7 

• 
511 

•
5 9

• 

7. Gemeindegewalt: 

Die Gemeinde Ist vielmchr wie der Staat nicht nur ein durch und durch weltliches 
Gebilde, sie teilt darüber hinaus mit dem Staat die Eigenschaft, Gebietskörperschaft 
zu sein, also die innere Zusammengehörigkeit von Gewalt und Territoriurn. Hen­
schender Meinung zufolge rührt die Gemeindegewalt vom Staat her6 0 

• 

8. Amtsgewalt: 

Sie ist ein gci&tiges Gebilde, wie Staatsgewalt. Die Amtsgewalt Ist nicht etwa die 
Gesamtheit der Befugnisse, die ein Amt im Laufe seines Bestehens erworben hat, 
sie Ist vielmehr das Ergebnis eines Schlusses vom Zweck auf das MitteL Die Mittel 
des Arntes sind als Amtsgewalt in dem Sinne zu verstehen, dass diese Gewalt im 

56 

57 
58 

59 

60 

V gl. H. Krüger, AlJgemeine Staatslehre, S. 865; ferner vgl. Şeref Gözübüyük, 
Yönetim Hukuku, S. 28 f. 
Vgl. Aldıkaçtı, aaO., s. 192 f., 197; Ttizel aaO, S. 155. 
Femer s. zur religiösen Strafgewalt und Gewaltdelikte im islamilChen Recht· 
(vgl. Gö!pınarlı, Kur'an-ı Kerim, S. S, 26, 29, 100 f., 106·108, 279 f., 348, 
115; Kur'an-ı Kerim, Milliyet Yayını, S. 8, 10 f., 22 f., '50 und 63). 
Für die Almosensteuer im islamisehen Recht (v~,Tunçomağ, Sosyal Sigorta· 
lar Hukuku, 1982, s. 42; Yavuz , İslarnda Zekat ~iiessesesi, 1972, S. 392; T. 
Yazgan, Sosyal Sigorta, 1977, S. 37; T. Yazgan, Gelir Da~ılımı, 1975, S. 23 
und 51.). 
E. Forsthoff, Die öffentliche Körperschaft im Bundesstaat 1931. s. 7; V gl. 
Gözübüyük, Yönetim Hukuku, s. 29·33, 73·83; Ero~lu, İdare Hukuku, s. 1 51 
f, 180 f . 
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Rabmen der Zustaendigkeit des Arntes alles anordnen und durchsetzen darf, was 
zur Erledigung der Amtsaufgabe erforderlich ist. 
Die Normen, die das Amt setzt, die Urteile, die es faellt, die Verwaltungsakte, die 
es erlaesst, ge hen aus der Amstgewalt hervor6 1 

• .Die Amtsgewalt ist femer der 
Grund ftir Hilfs-Einzelakte. So ist zB. das Amt legitimiert, sich gegen Störungen 
seiner Arbeit zur Wehr zu setzen6 2 • 

9. Interessenverbaende (lnteressengruppe = Pressure Groups): 

Interessenverbaende sind organisierte Interessengruppen, die auf die öffentliche 
Meinung, die politischen Parteien, <fie Parlamente und auf Regierung und Verwal­
tung. Einfluss und Druck (pressure) auszuüben suchen, um so ihre Ziele zu erreic­
ben63. 
Sie wollen also die Interessen ihrer Mitglieder mit der Hilfe der Organisation und 
durch Druck auf Regierung, Parlament, Parteien und öffentlichkeit verwirklic-
hen64. ' 
Der Ausdruck (Pressure Groups) stammt aus USA und hatte zunaechst von den teil­
weise üblen Druckmethoden maechtiger Interes5engruppen den Beigeschmack des 
pölitisch und moralisch Vetwerflichen angenommen65 . Man kann ~e Interessenver­
baende in der BRD in folgenden Gruppen einteilen: 
a) Interessenverbaende der Untemehmer (zB. Arbeitgeberverbaende, Wirtschaftsver­
baende, lndustrie·u. Handelskammem), 
b) Gewerbeverbaende (Handwerksvereine, Landwirtschaftliche Verbaende, Einzel­
handelsverbaende ), 
c) Arbeitnehmerverbaende (Gewerkschaften), 
d) Geschaedigtenverbaende (Kriegsopferverbaende, Heimatvertriebenenverbaende ), 
e) lnteressenpflegeorganisationen (Sportverbaende, Jugendverbaende ), 
f) Religiöse Gemeinschaften, Kirchen und die ihnen angeschlossenen Verbaende66 . 
Aber die wichtigsten sind die Gewerkschaften, die Verbaende der ArbG., der Indus· 
trie, des Handels und des Gewerbes, der Landwirtschaft, der ehemaligen Soldaten 
und der Heimatvertriebenen6 7 • 

Sie setzen sich ftir die Sonderinteressen einer bestimmten Bevölkerungsgruppe ein. 
In die Kategorie der lnteresserverbaende fallen jedoch auch Organisationen, die all­
gemeinen lnteressen dienen (zB. Steuerzahler-u. Verbraucherverbaende, eine Waeh­
lergesellschaft) 6 8 

• 

61 Vgl. Gözübüyük, aao, s. 1-4; Ero~lu, İdare Hukuku, s. 18 f., 81-86; E. Fors· 
thoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 8. Aufl. 1960, s. 15. 

62 H. Krüger, Allgemeine Staatslehre, aaO., s. 262. 
63 V gl. Tunaya, s. 468; M.S. Gemalmaz, Tüketicinin Korunması, Milliyet Gazete· 

si, V om. 13.6.1983; Akad, aaO., s. 63 ff. Gesellschaft und Staat, Lexikon der 
Politik, aaO., s. 223. 

64 Vgl. Tunaya, aaO, s. 469; Akad, aaO., s. 67 ff.; R. Zippelius, Allgemeine 
Staatslehre, München, 1969, s. 103. 

65 Wörterbuch der Soziologie, (1969) aaO., s. 834,; Tunaya, s. 468. 
66 Vgl. T.Z. Tunaya, aaO., s. 472-474; Akad, aaO., s. 77 f.; Gesellschaft und 

Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 234. 
67 V gl. M. Akad., aaO., S. 92,104; O. Tuna, aaO., s. 23 f. 
68 Vgl. M. Akad, aaO., s. 93 f, 96 f. 
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Das organisierte lnteresse muss keineswegs finanzieller, wirtschaftlicher oder egois­
tischer Art sein, es kann auch gemeinsam erlebtem Schicksal (Soldaten), gleicher 
Welt-u. Lebensanschauung und religiösen Bindungen entspringen. Es zaehlen dazu 
auch die Katlıolische Ak tion und Evangelische Bund und die grossen, der Fürsorge . 
uno ~ohlfahrtsflege dienenden Organisation wie Evangelische Hilfswerk, ·cantas 
und Ro tes Kreuz6 9

• 

Die Methoden der lnteressenverbaende sind vi'elfaeltig. Zu ihnen gehören zB. bei 
den Arbeitnehmer-u. Arbeitgeberverbaenden Streik und Aussperrung. Ein weiteres 
Mittel bilden die Verhandlungen zwischen den Verbaenden und die Kampagne 
zur Propaganda 70 • . 

Von Arbeitskaempfen abgesehen wird ein direkter und offener Druck von den In· 
teressenverbaenden kaum ausgeübt. Allerdings können mit Protesten, Demonstratio­
nen und gezielter öffentlichkeitsarbeit, besanders vor Wahlen (Kommunal-, Land- · 
tags-o. Bundestagswahlen) die Regierung, die Abgeordneten und die politischen 
Parteien mit Erfolg bedraengt werden. Darnit sorgen die lnteressenverbaende für eine 
staendige Vermittlung zwischen den politischen Machttraegern und den Staatsbür· 
gern, weil der einzelne Bürger ohne Hilfe der Verbaende hilflos' waere 7 1 

• Deshalb 
ist das Koalitionsrecht eines der wichtigsten Grundrechte, das das GG zur Bewah­
rung.elner freiheitlichen Demokratie enthaelt 72

• 

10. Gewalt und Arbeitskampf: 

Der Arbeitskampf muss unter dem Gesichtspunkt der Gewaltanwendung gewertet 
werden. 
In freiheitlichen demokratisehen Gesellschaften wurde Arbeitskampf (also Streik 
und 'Aussperrung) als Druck-u. Abwehrmittel zur Erreichung und Durchsetzung 
eigener Ziele (Verbesserung der Arbeitsbedingunden) gegen fremdes Recht gestat­
tet 73

• 

Es zeigt sich darin, dass man den Streik einen Akt der Kriegsführung genannt oder 
der mittelalterlichen Fehde gleichgestellt hat 74

• 

Als Anwendung psychischer Gewalt finden derartige Massnahmen ihren Sinn gerade 
darin, dass sie dem Gegner keine andere W ahi als Untergang oder Nachgeben tassen 7 5

• 

1 1. Regierungsge.walt und Opposition: 

Die Staatsgewalt wird weitgehend grundsaetzlich durch die Regierung (vollziehende 
Gewalt) ausgeübt. Eine solche Stellung zur Ausübung der Staatsgewalt haben viel-

69 Wörterbuch der Soziologie, aaO., s. 835. 
70 Vgl. M. Akad, aaO ., s. 107. 
71 V gl. Tunaya, aa O., s. 4 7 4 f. 
72 Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 235; Walter Krumholz, 

Taschenlexikon der Politik, München 1960, s. 69 f; ferner vgl. Tuna, aaO, 
s. 23 f.; N. Ekin, İşçi-İşveren ilişkileri, s. 25 f. 

73 V gl. Söllner, s. 69; Çelik, İş Hukuku, s. 439 f, 443 f. ; Tunçoniağ, İş Hukuku 
s. 39. 

7 4 J.H. Kaiser, Die Repraesentation rırganisierter In teressen 1956, s. 322. H. Mit· 
teis, Deutsche Rechtsgeschichte, s. 16, 38 f., s. 55. 

75 V gl. Söllner, s. 70; Çelik, aaO., s. 439·447. 
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mehr nur die jeweiligen Regierungsparteien, welche dann, wenn die Regierung aus 
Persönlichkeiten Mehrerer Parteien zusarnmengesetzt. ist, auch Koalitionsparteien 
genannt werden. 
Der Regierung gegenüber steht die Opposition, die durch die ausserhalb der Re­
gierungsgestal~ung bleibenden Parteien, die man Oppositionsparteien nennt, vertre­
ten wird. 
In einem weiteren Sinne sind auch Oppositionsparteien mit ihren staendigen und 
lebhaften Kritiken über die Regierungspolitik an die Ausübung der Staatsgewalt 
beteiligt. Ihre Parlarnentsfraktionen besitzen Kontroll-u. Initiativrechte und kön­
nen zusammen mit Abtrünnigen der Regierungsparteien an bestimmenden Mehr­
heitsbeschlüssen mitwirken. Auch an der Bildung der öffentlichen Meinung und den 
auf dieser beruhenden naechsten Wahlentscheidungen des Staatsvolkes sind sie be­
teiligt 7 6

• 

12. Gewalt im Völkerrecht: 

Das Zusammenleben der Völker und Staaten ist von der innerstaatlichen Situation 
dadurch unterschieden, dass es eine Zentralgewalt und darnit ein Gewaltmonopol 
nicht gibt. Daher ist Völkerrecht ein unvollkommenes Recht. Dieses Charakteristi­
kum praegt vor allem die Rolle des Krieges als wichtigster Form völkerrechtlicher 
Gewaltanwendung. 
Auch vor dem Mittelalter war der Krieg grundsaetzlich unerlaubt, als "bellum 
justum '' nach Erschöpfung aller friedlichen Versuche zur Streitbeilegung aber 
ausnahmsweise gerechtfertigt, wenn es einen gerechten gerechten Kriegsgrund gab 
(justa causa); dieser konnte entweder in vorangegangenem gegnerischem Unrecht 
bestehen oder auf Durchsetzung (christlicher) religiöser Werte zielen. Aber Endziel 
musste der Frieden ineiner gerechteren Ordnung sein (Naturrechtslehre-Vertreter: 
Grotius, Pufendorf) 7 7 • . 

Mit der Entwicklung der Souveraenitaetslehre und des Nationalstaatsgedankens 
wurde das Erfordernis der justa causa aufgegeb~n. 
Das klassische Völkerrecht des 19. Jh. bis zum Ende des Ersten Weltkrieges ging 
vom freien Kriegsftihrungs-u. darnit Gewaltanwendungsrecht souveraener Staaten 
aus. Demgemaess erschien Krieg wertneutral als Fortsetzung der Politik mit anderen 
Mitteln und wurde allenfalls humanisiert durch Kriegsführungsregeln. 
Die Entwicklung seit 1918 ist nach der Erschütterung zweier Weltkriege durch zahl­
reiche Versuche gekennzeichnet, absolute völkerrechtliche Gewaltverbote zu erreic­
hen. Es wurde darnit gewollt, Souveraenitaetsprinzip des Staates über seine inneren 
und aeusseren Angelegenheiten durch notwendige enge Beziehungen einzelner 
Staaten sowie durch tlbertragung von Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche Einrich­
tung (wie zB. EWG) weitgehend einzuschraenken. Demnach sind viele Staaten zwar 
formel Souveraen, aber unter dem Einfluss oder der Hegemonie der Weltmaechte 
USA und UdSSR sowie durch ihre Mitgliedschaft in den internationalen Organi-

76 G. und E. Küchenhoff, Allgemcine Staatslehre, aaO. , s . 116. 
77 Vgl. Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, s. 414 f. 
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sationen (Nato, Warschauer Pakt) müssen sie ihre Politik unter militaerischen und 
wirtschaftlichen GeSichtspunkten mit den führenden Maechten absprechen 78 • 

Nach zwei-o. mehrseitigen Gewaltverzichtsvertraegen (Locamo Pakt 1925, Rio-P~t 
1933) brachte erst der von 63 Staaten ratifizierte Briand-Kellogg-Pakt 1928 ein ab­
solutes Verbot von Angriffskriegen (Art. 1). 
Die UN-Charta enthaelt ein über den Kellogg-Pakt hinausgehendes absolutes Gewalt­
verbot (Art. 2 Abs. 4) das sein Korrelat in der Pflicht zur friedlichen Streitbeilegung 
(Art. 2 Abs. 3) und in den Kompetenzen der UN-Organe zur Friedenssichenıng 
(Art. 39-51) findet. 
Selbst die gegensaetzlichen Paktsysteme der Nachkriegszeit enthalten Gewaltver­
zichtsklauseln unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die UN-Charta (Nato-Vertrag 
1949, Warschauer Pakt 1955). 
Zunehmend bekennen sich auçh nationale Verfassungen zum Gewaltverzicht, jeden­
falls in Form des Verbots von Angriffskriegen (so auch Art. 26 GG. Art. 92 TGG). 
"Frieden im Vaterland, Frie<ien in der Welt" (Mustafa Kemal ATATüRK)7 9 • 

Selbst das in Art. 51 der UN-Charta vorausgesetzte Natuqecht individueller oder 
koliektiver Selbstverteidigung ist nur als vorlaeufiges Notrecht anerkannt, mit Mel· 
depflichten verbunden, und muss binter Massnahmen· des Sicherheitsrates ~urück· 
treten; im übrigen 'kann es nur gegen Angriffe mit Waffeııgewalt geltend gemacht 
werden und berechtigt nicht zu Praeventivschlaegen gegen drohende Gewaltakte80 • 

Die UN-Charta sieht folgende detaillierten Sanktionen für eine Verletzung des Ge­
waltverbotes vor: 
a) Massrnzhmen der UN-Mitglieder: 
Unterbrechung der wirtschaftlichen Beziehungen, der Eisenbahn, · Schiffs -, Luft, 
. Post-, Telegrnphen-, Radio-u. sonstigen Verbindungen und Abbnıch der diploma· 
tischen Beziehungen (Art.41). 
b) Massnahmen des Sicherheitsrates: . 
Demonstrationen, Blockade und andere Operationen von tuft-, See-o. Landstreit­
kraeften von Mitgliedem der Vereinten Nationen (Art. 42)8 

• 

_ Der in der UN-Charta verwandte Gewaltbegriff umfasst nicht nur Kriege im fOrm· 
lichen Sinne (mit Kriegserk~erung), nicht nur sonstige Massnahmen mit Waffen­
gewalt (Blockaden, Bombardienıngen), sondem überhaupt aile physischen Einwir· 
kungen (Herbeifühnıng von Naturkatastrophen, Abschnür..ıng eines Gebietes auch 
ohne Waffengewalt), auch mittelbare Gewaltmassnahmen (Unterstützung von 
Freiwilligem:erbaenden). 
Aber die Erfabrungen mit dem hisberigen Krisenmanagement der UN zeigen, dass 
nicht einınal dieses System selbst unbedingt funktionsfaehig ist. So bleiben trotz 
weitgehenden Gewaltverbotsnorman zah!reiche Gewaltakte möglich, nicht nur als 
innere Angelegenheiten, die der UN-Zustaendigkeit von vomherein entzogen sind, 
sondem sogar als unverhüllte-Kriege von Jahrelanger Dauer. 

TB Gesellschaft und Staat, Lexikon der Politik, aaO., s. 415. 
79 Vgl. femer aucb, in ''Praeambel" des TGG, vom 18.10.1982. 
80 Handle:x:ikon zur Rechtswissenschaft, aaO, s. 150. 
81 Handlexikon zur Rechtswissenschaft, aaO., s. 150. 
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Diese Schwaeche des UN-Gewaltverbotssystems ist prinzipieller Art; Sie folgt aus 
der Schwaeche der UN- Institutionen selbst8 2 • 

VI. ZUSAMMENF ASSUNG 

Freiheit bedeutet also Selbstbestimmuiıg des Menschen. Die ldee, die Freiheiten 
des Staatsbürgers in einer Verfassung zu sichem, ist religiöse Ursprungs und hat ihr 
Vorbild in USA (1 776). Die erste Festlegung von Grundrechten durch den Gesetz­
geber eines europaeischen Staates ist die Erklaerung der Menschen·und Bürgerrechte 
durch die Französische Konstituante von 1789. 
Die Freiheitsrechte begründete man mit der Auffassung, dass jeder einzelne Mensch 
von Natur aus frei sei. Freiheitsrechte sind fıir Bestehen der Demokratie unentbehr­
lich. 
Aus dem Recht der religiösen Glaubens-und Gewissensfreiheit entwickelt sich so 
die Anschauung spezialisierter unveraeusserlicher Rechte des Individuums. Neben 
die Forderung der religiösen Freiheit tritt die der Pressefreiheit, Redefreiheit, Ve­
reinigungs- und Versammlungsfreiheit, Wissenschafts- und Willensfreiheit usw. 
In den Gesellschaften befinden sich Freiheit und Gewalt immer neben - und ineinan­
der. 
Gewalt bezeichnet als Herrschaftsmacht die Befugnis zu herrschen. Als Anwendung 
von Zwang kann Gewalt rechtmaessig (Durchsetzung der Rechtsmacht) oder un­
rechtmaessig (verbotene Eigenmacht) sein. AlsArten der Gewalt koromen elterliche 
Gewalt, Notwehr, Nötigungsstand, Selbşthilfe, Besitzwehr, Streik und Aussperrung, 
staatliche Strafgewalt, Widerstand, Kirchengewalt, Amtsgewalt, Gemeindegewalt, 
Gewalt der Interessenverbaende, Regierungs - und Oppositionsgewalt, Staatsgewalt 
in Betracht. 
Ausserdem spielt der Krieg als wichtige Form völkerrechtlicher Gewaltanwendung 
bedeutendste Rolle. 
Unterbrechung der wirtschaftlichen Beziehungen und Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen koromen heute haeufig als vorbeugende Massnahme in Btracht. 
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